
Anlage 5 zu GD 013/17 

Öffentlichkeitsbeteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

a) Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden von Seiten der Öffentlichkeit keine 
Stellungnahme vorgebracht. 
 

b) Bei der Auslegung des Bebauungsplans wurden folgende Behörden und sonstige Träger 

öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB zum Bebauungsplanentwurf, der Satzung der örtlichen 

Bauvorschriften vom 14.10.2016 bis einschließlich 18.11.2016 gehört: 

- Deutsche Telekom Technik GmbH 

- Handwerkskammer Ulm 

- Industrie und Handelskammer Ulm 

- Landratsamt Alb-Donau-Kreis - Kreisgesundheit 

- Nachbarschaftsverband Ulm 

- Polizeidirektion Ulm 

- Regierungspräsidium Tübingen - Referat 21 Raumordnung 

- Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 

- Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

- Regionalverband Donau-Iller 

- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm GmbH (SWU) 

- Fernwärme Ulm GmbH (FUG) 

- SUB/ V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 

- Zentralplanung Unitymedia 

Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange haben dabei keine Stellungnahme 

bzw. eine Stellungnahme ohne Einwände zur Planung vorgebracht: 

- Handwerkskammer 
- Industrie- und Handelskammer 
- Landratsamt Alb-Donau-Kreis – Kreisgesundheit 
- Regierungspräsidium Tübingen - Referat 21 Raumordnung 
- Regierungspräsidium Stuttgart - Landesamt für Denkmalpflege (Grabungen) 
- Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Regionalverband Donau-Iller 
- SUB /V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 
- Zentalplanung Unitymedia 

Es gingen 5 Stellungnahmen zur Abwägung ein: 

 

Folgende Stellungnahmen wurden 

vorgebracht: 

 

Stellungnahmen der Verwaltung: 

Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben 

vom 15.11.2016 (Anlage 5.1) 

Die Deutsche Telekom hat keine Einwände 

gegen die Planung, bittet jedoch über Beginn 

und Ablauf einer eventuellen Baumaßnahme so 

früh wie möglich, mindestens jedoch 16 Wochen 

vor Baubeginn schriftlich informiert zu werden, 

damit die Maßnahmen mit anderen 

Versorgungsunternehmen rechtzeitig koordiniert 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis 

genommen. 

Die Deutsche Telekom Technik GmbH wird im 

Rahmen der koordinierten Leitungsplanung 

frühzeitig in die weiteren Planungsschritte 

einbezogen. Des Weiteren wird die 

Stellungnahme zur Berücksichtigung bei der 



werden können. 

 

Ausführungsplanung an den Vorhabenträger 

weitergeleitet. 

Fernwärme Ulm GmbH (FUG), Schreiben vom 

27.11.2016 (Anlage 5.2) 

Im Grundsatz bestehen gegen den 
Bebauungsplan keine Einwände. Die bestehende 
Tiefgarage ist bereits an das Fernwärmenetz 
angeschlossen.  
 
Wenn diese Leitung umgebaut werden muss, 
sollte die FUG frühzeitig informiert werden. 
 

 

 

Sollte eine Verlegung der Fernwärmeleitung im 

Bereich der bestehenden Tiefgarage notwendig 

sein, wird die FUG rechtzeitig vor Beginn der 

Baumaßnahmen informiert. 

Die Stellungnahme wird zur Berücksichtigung 

bei der weiteren Planung an den 

Vorhabenträger weitergeleitet. 

Nachbarschaftsverband Ulm, Schreiben vom 

21.10.2016 (Anlage 5.3) 

Der Bebauungsplan ist nicht aus dem 

Flächennutzungsplan entwickelt. Dieser stellt im 

Plangebiet eine gemischte Baufläche dar. Die 

geordnete städtebauliche Entwicklung wird durch 

diese Abweichung nicht beeinträchtigt. 

Der Flächennutzungsplan wird nach Abschluss 

des Verfahrens gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB im 

Wege der Berichtigung angepasst. 

 

 

 

Das Plangebiet wird im Bebauungsplan in 

Anlehnung an die vorgesehene Nutzung als 

Fläche für Gemeinbedarf mit der 

Zweckbestimmung Landratsamt festgesetzt. 

 

Aufgrund der Darstellung des Plangebiets im 

Flächennutzungsplan als gemischte Baufläche 

kann der Bebauungsplan nicht aus dem 

Flächennutzungsplan entwickelt werden. Der 

Flächennutzungsplan wird daher im Wege der 

Berichtigung angepasst. 

Die Begründung zum Bebauungsplan wird unter 

Ziffer 1 entsprechend angepasst. 

Polizeidirektion Ulm, Email vom 14.11.2016 

(Anlage 5.4) 

Aus verkehrlicher Sicht wird angeregt, den 

westlichen Beginn des geplanten 

verkehrsberuhigten Bereichs in Richtung Westen 

zu verschieben. Dort würde der vorhandene 

Versatz durch seinen Portalcharakter die 

Akzeptanz von Schrittgeschwindigkeit 

unterstützen. 

 

 

Stellungnahme auf kriminalpräventiver Sicht: 

Ziel aus kriminalpräventiver Sicht ist, Sicherheit 

durch Nutzungsvielfalt und -qualität des 

Wohnquartiers zu schaffen. Eine 

Nutzungsmischung führt zu einer Belebung dieser 

Bereiche zu den unterschiedlichsten Tageszeiten 

und fördert dabei die subjektive und objektive 

Sicherheit. 

Kommunikationsbereiche oder multifunktional 

 

 

Die Hauffstraße ist bereits in Ihrer gesamten 

Ausbildung als verkehrsberuhigter Bereich 

ausgewiesen. Diese wird im Zuge der 

Neubebauung in ihrer Ausweisung als 

Verkehrsberuhigter Bereich sowie in ihrer 

Dimension (Fahrbahnbreite) gegenüber dem 

Bestand nicht verändert. Die Ausweisung als 

verkehrsberuhigter Bereich wurde lediglich 

nachrichtlich aus dem umgebenden B-Plan 

übernommen. 

 

 

Die Stellungnahme zur Kriminalprävention wird 

zur Kenntnis genommen und zur 

Berücksichtigung bei der Gebäudeplanung 

sowie bei der Gestaltung der Außenanlagen an 

den Vorhabenträger weitergeleitet. 

Die erwünschte Nutzungsmischung und 

Belebung des gemischten Quartiers wird bereits 

dadurch erreicht dass das Landratsamt eine 

öffentliche Einrichtung mit hoher 

Frequentierung ist, womit das 



nutzbare Freiflächen fördern soziale Kontakte. 

Bei einer  offenen Bauweise ist bei der Gestaltung 

darauf zu achten, dass die Rückseite des Hauses 

für Fremde schwer zugänglich ist. Eine alternative 

zu hohen Hecken bzw. Mauern sind dichte 

Hecken mit stacheligen bzw. dornigen Büschen. 

So ist auch eine einsehbare Gestaltung und gute 

Ausleuchtung des Zugangs zum Eingang ratsam, 

auch um die Angst vor möglicherweise 

versteckten Tätern nicht entstehen zu lassen. 

Die Einfriedung der Grundstücke sollte möglichst 

nicht mit hohen Mauern bzw. hohen Hecken 

erfolgen. Hierdurch würde sowohl die 

Einsehbarkeit des Straßenraums als auch die des 

Hauses von beiden Bereichen verhindert. Beim 

Durchqueren derartiger Gebiete entsteht schnell 

ein Gefühl der Unsicherheit. Einbrechern bieten 

derartige Grundstücke nach Überwinden dieses 

Hindernisses ideale Voraussetzungen für ein 

ungestörtes Wirken. Jedoch sollte der private 

Bereich vor dem Gebäude eindeutig 

identifizierbar sein. Eine Verletzung des privaten 

Bereiches wird sofort für Dritte erkennbar. 

Eine ausreichende Beleuchtung der Straßen und 

Durchgänge erhöht das subjektive 

Sicherheitsempfinden und ermöglicht, frühzeitig 

Gefahrensituationen zu erkennen. Ein Hinweis auf 

einen ausreichenden Abstand zwischen 

Baumpflanzungen und Beleuchtungskörper ist 

selbstredend. 

Straßen, die als Treffpunkt und Aufenthaltsraum 

gestaltet sind, werden von Passanten eher stärker 

angenommen. Bänke auf den Wegen erhöhen die 

Mobilität älterer oder behinderter Menschen. 

Damit einbruchhemmende Maßnahmen bereits 

bei der Planung von Gebäuden mit einbezogen 

werden können, müssen Architekten und 

Bauherren umfassend und frühzeitig informiert 

werden. Durch einen textlichen Hinweis im 

Bebauungsplan sollte deshalb auf die kostenfreie 

Beratung durch die Kriminalpolizeiliche 

Beratungsstelle beim Polizeipräsidium Ulm 

hingewiesen werden. 

Sicherheitsempfinden steigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Von einem ergänzenden Hinweis im 

Bebauungsplan wird abgesehen, die 

Sicherheitshinweise sind architektonischer Natur 

und baurechtlich nicht von Belang. 

 

 

 

SWU Netze GmbH, Schreiben vom 

04.11.2016 (Anlage 5.5) 

Derzeit ist in der bestehenden Tiefgarage des 

Neubaus noch eine Trafostation untergebracht. 

Diese Trafostation kann aufgegeben werden, 

wenn der geplante Neubau über die vorhandene 

private Trafostation des Landratsamts versorgt 

 

 

Die bestehende Trafostation wird aufgelöst und 

das 1 kV Netz über die bestehenden 

Trafostation Böblinger Straße 29 versorgt. 

 

 

 



werden kann. 

Des Weiteren muss das 1 kV-Netz aus der 

öffentlichen Trafostation Böblinger Straße 29 

ausgebaut werden. Im Bereich nördlich und 

östlich des geplanten Neubaus liegen 1 kV- 

Leitungen sowie Leitungen der 

Straßenbeleuchtung.  

Die 1 kV Leitungen können nach Aufgabe der 

öffentlichen Trafostation entfallen. Die 

Straßenbeleuchtung muss am neuen, öffentlichen 

Weg angepasst werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Durch die Verlegung des derzeit bestehenden 

Fußwegs entlang der östlichen Gebäudefassade 

(muss durch die Neubebauung weiter Richtung 

Osten verschoben werden) wird die künftige 

Straßenbeleuchtung an diesem neuen Weg 

angepasst.  

Regierungspräsidium Freiburg, Schreiben 

vom 04.11.2016 (Anlage 5.6) 
 

Geotechnik: 

Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen 

Geodaten besteht der Untergrund im Plangebiet 

aus Lössführender Fließerde, welche die Gesteine 

des Oberen Juras überdeckt. Auffüllungen der 

vorangegangenen Nutzung sind im Plangebiet 

sehr wahrscheinlich. 

Mit einem kleinräumig deutlichen 

unterschiedlichen Setzungsverhalten des 

Untergrunds ist zu rechnen. Ggf. vorhandene 

organische Anteile können zu zusätzlichen 

bautechnischen Erschwernissen führen. Der 

Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant  

sein. Verkarstungserscheinungen sind nicht 

auszuschließen. 

Sollte eine Versickerung der anfallenden 

Oberflächenwässer geplant bzw. 

wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das 

Arbeitsblatt DWA-A 138 (005) verwiesen und um 

Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 

hydrologischen Versickerungsgutachtens 

empfohlen. 

Für den Bau der Tiefgarage und des 

mehrgeschossigen Hauses werden 

objektbezogene Baugrunduntersuchungen durch 

ein privates Ingenieurbüro empfohlen. Im Vorfeld 

der Arbeiten sollte ggf. ein 

Beweissicherungsverfahren der umliegenden 

Bebauung und Grundstücke eingeleitet werden. 

Ferner wird darauf hingewiesen, dass im 

Anhörungsverfahren des LGBR als Träger 

öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung 

vorgelegter Gutachten daraus erfolgt. 

 

 

 

 

Da das bereits bestehende Tiefgaragengeschoss 

erhalten wird und die geplanten Hochbauten 

darauf aufgesetzt werden sind keine Eingriffe in 

den bestehenden Untergrund geplant. 

Die Stellungnahme wird jedoch zur 

Berücksichtigung bei künftigen Bodeneingriffen 

an den Vorhabenträger weitergeleitet. 
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REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T   F Ü R   G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E   U N D   B E R G B A U  

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 
 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de 
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029  

 
 
 

Stadt Ulm  
Hauptabteilung Stadtplanung,  
Umwelt, Baurecht  
Münchner Straße 2  
89073 Ulm 
 

 

 

Freiburg i. Br., 
 

Durchwahl (0761) 
 

Name: 
 

Aktenzeichen: 

 
 

04.11.2016 
208-3046 
Frau Koschel 
2511 // 16-09813 

 
 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange  
 
A  Allgemeine Angaben  
 
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  Nr. 142/42 mit örtlichen 
Bauvorschriften im beschleunigten Verfahren ohne Du rchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB für den Bereich "Hauf fstraße 10 - Erweiterung 
Landratsamt" im Stadtteil Westen der Stadt Ulm (TK 25: 7625 Ulm-Südwest)  
 
Ihr Schreiben Az. SUB-Ka vom 04.10.2016  
 
Anhörungsfrist 18.11.2016 
 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re gelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können  
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sa chstandes  
 
Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken  
 
 
Geotechnik  
 
Auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten besteht der Untergrund im Pla-
nungsgebiet aus Lössführender Fließerde, welche die Gesteine des Oberen Juras über-
deckt. Auffüllungen der vorangegangenen Nutzung sind im Plangebiet sehr wahrschein-
lich. 
 
Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist 
zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen 
Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen.  
 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirt-
schaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im 
Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens 
empfohlen. 
 
Für den Bau der Tiefgarage und des mehrgeschossigen Hauses werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. Im Vorfeld der Arbeiten sollte ggf. ein Beweissicherungsverfah-
ren der umliegenden Bebauung und Grundstücke eingeleitet werden. Ferner wird darauf 
hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
 
 
Boden  
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe  
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser  
 
Aus hydrogeologischer Sicht sind zum innerstädtischen Planungsvorhaben keine Hinwei-
se, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Bergbau  
 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite keine Einwendungen. 
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Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.  
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-
Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
Im Original gezeichnet 
 
Anke Koschel 
Dipl.-Ing. (FH) 
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